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Informationskampagne läuft an: 

Wir senken die Steuern 
Die Christlich Demokratische Union hat am ver- 
gangenen Wochenende eine breit angelegte 
Informationskampagne über die Steuerreform 
gestartet mit dem Ziel, die Mitglieder und 
Anhänger der Partei und die gesamte Bevölke- 
rung über den wirklichen Inhalt der Steuerre- 
form aufzuklären. In Bonn erklärte Heiner 
Geißler: Die CDU wird in dieser Aufklärungs- 
kampagne sich ganz bewußt als die Steuersen- 
kungspartei bezeichnen und darstellen. Das 
Motto lautet: Die CDU — die Steuersenkungs- 
Partei: Wir senken die Steuern. 

Meinungsumfragen und die politische Diskussion 
•ttit den Bürgern zeigen, daß es bisher noch nicht 
gelungen ist, die Vorteile der Steuerreform für alle 
Bürger, vor allem auch für die Arbeitnehmer, im 
Bewußtsein der Bevölkerung zu verdeutlichen. Not- 
wendig ist diese Aufklärungskampagne auch deswe- 
gen, weil eine unheilige Allianz von SPD, DGB- 
Funktionären und anderen Interessenverbänden die 
konjunkturpolitische, die gesellschaftspolitische und 
^e sozialpolitische Bedeutung der Steuerreform zu 
vernebeln, zu verschleiern und zu diskreditieren ver- 
gehen. 
'n der gegenwärtigen Diskussion sind sich alle einig, 
daß die Arbeitslosigkeit vorrangig bekämpft werden 
niuß. 

Urn diese notwendige konjunkturpolitische Wirkung 
2u erzielen, darf die CDU nicht zulassen, daß die 
Hauptsache der Steuerreform, nämlich die Steuersen- 
kung von brutto 70 Milliarden Mark, zur Nebensache 
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erklärt wird oder sogar völlig aus dem 
Bewußtsein verschwindet, und die Nebensa- 
che, nämlich eine demgegenüber minimale 
Erhöhung der Verbrauchsteuer und der 
dringend notwendige Abbau von Steuerpri- 
vilegien, zur Hauptsache gemacht wird. 
Deshalb ist die Diskussion über die 
Steuersenkung ein Kampf um die wirt- 
schaftspolitischen Prioritäten. 
Das Hauptargument der SPD, die Steuer- 
reform sei unsozial, weil Höherverdie- 
nende eine höhere Steuerentlastung 
erhielten als Wenigerverdienende, 
betreibt die SPD nach dem Motto: Mit 
den Dummen treibt man die Welt um 
und spekuliert, daß Neidinstinkte letzt- 
endlich über den wirtschaftlichen Ver- 
stand der Menschen triumphieren könn- 
ten. 
Der Größenumfang der Steuersenkung 
kommt den Normalverdienenden, den 
Facharbeitern, den Angestellten, den 
Handwerkern, den Selbständigen mit 
mittlerem Einkommen, zugute (Senkung 
des Eingangsteuersatzes, Erhöhung des 
Grundfreibetrages, Einführung des 
linear-progressiven Tarifs, Anhebung der 
Kinderfreibeträge: ca. 38 Milliarden DM 
in 1990). 

Die SPD verschweigt bewußt, daß 
• 500000 Steuerzahler ab 1990 voll aus 
der Steuerpflicht herausfallen, 
• für einen verheirateten Arbeitnehmer 
mit zwei Kindern das zu versteuernde 
Einkommen erst bei 23 600 DM beginnen 
wird, bisher 14000 DM, 
• der Normalverdiener (3 100 DM 
Monatsverdienst) bei einer Lohnerhö- 
hung von 100 DM 1981 41,40 DM zahlte 
und 1990 nur noch 26,30 DM Steuern 
zahlen wird, 
• dem Hauptargument der SPD, die Rei- 
chen haben mehr von der Steuerreform 
als diejenigen, die ein geringeres Einkom- 
men haben, die widersinnige Annahme 

zugrunde liegt, man könne allen diesel- 
ben Löhne und Gehälter zahlen mit der 
Folge gleich hoher Steuerbelastung oder 
bei unterschiedlichen Löhnen und Gehäl- 
tern dennoch für alle dieselbe Steuerbela- 
stung festlegen. Das eine ist sozialistische 
Gleichmacherei aus der Mottenkiste des 
letzten Jahrhunderts und das andere 
widerspricht den modernen Vorstellun- 
gen von sozialer Gerechtigkeit und Soli- 
darität. Das Argument der SPD, ange- 
wendet auf die Verpflichtung Steuern zu 
bezahlen, würde ja konsequenterweise 
bedeuten, daß der Reiche nur noch 
genauso viele Steuern bezahlt wie der 
Wenigerverdienende, denn Steuerpro- 
gression ist vom Staat gewollte Solidarität 
der Besserverdienenden gegenüber den 
sozial Schwachen. 
Im übrigen zur Erinnerung: Die SPD- 
geführte Bundesregierung hat ihre letzte 
Tarifkorrektur im Steuerrecht 1981 vorge- 
nommen und dabei Verheiratete mit 
einem zu versteuernden Einkommen von 
20000 DM um 4 DM entlastet, mit 60000 
DM um 946 und mit 100000 DM um 
1844 DM. 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund muß 
sich fragen lassen, warum er damals 
gegenüber der SPD-Regierung leisegetre- 
ten ist, und warum er heute bei einer 
wirklichen Entlastung auch der unteren 
Einkommen die CDU-geführte Regie- 
rung anprangert. 
Wir senken die Steuern. Die CDU ist 
die Steuersenkungspartei. 
Darüber informieren wir die Bürger in den 
nächsten Wochen mit umfangreichen 
Informationsmaterialien. Die Zeitung 
CDU extra „Wir senken die Steuern" ist 
bereits in einer Auflage von zehn Millionen 
Exemplaren an die Kreisgeschäftsstellen 
ausgeliefert. Zu den weiteren Materialien 
siehe auch Gesamtangebot der Informa- 
tions- und Werbemittel im rosa Teil dieser 
Ausgabe. 
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Stoltenberg: 

Vogels Behauptungen 
sind haltlos 
In einem Schreiben an Bundestagsprä- 
sident Philipp Jenninger hat Bundesfi- 
nanzminister Gerhard Stoltenberg den 
Vorwurf des SPD-Fraktionsvorsitzen- 
den Hans-Jochen Vogel zurückgewie- 
sen, er habe während der Beratungen 
des Haushaltsentwurfs 1988 im Deut- 
schen Bundestag das Parlament zu 
täuschen versucht. 

"öiese Behauptungen sind haltlos und 
ünbegründet", schrieb Stoltenberg dem 
^Undestagspräsidenten. Der Minister 
erklärte, er habe sowohl bei der Einbrin- 
gung des Bundeshaushalts wie in den 
Nachfolgenden Beratungen mehrfach aus- 
drücklich auf die verschiedenen Risiken 
'ürdie Einnahmeentwicklung hingewie- 
sen. 

'n der „Aktuellen Stunde" zur Haushalts- 
und Finanzpolitik führt der Vorsitzende 
d«r CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Alfred Dregger, dazu folgendes aus: 
'• »Herr Kollege Vogel, der Bundesfi- 
nanzminister hat die Haushaltsrisiken 
rühzeitig und offen dargestellt. 

Ihre gegenteilige Behauptung war 
•alsch. 

Sie zurückzunehmen, ist ein Gebot der 
Fa'rneß. 

• Unsere Ausgabenpolitik ist sparsam. 
^er Ausgabenzuwachs unter Ihrer Ver- 

antwortung betrug im Jahresdurchschnitt 
Prozent. 
Wir haben ihn nun schon fünf Jahre 

ang auf unter 1 Prozent bis unter 3 Pro- 
ent abgesenkt. Das ist die größte Konso- 
Gierungsleistung der Finanzgeschichte. 

3. Auch unsere Schuldenpolitik ist solide. 
• Zu den Zinslasten von über 30 Milliar- 
den DM jährlich, die wir wegen Ihrer 
unsoliden Ausgabenpolitik übernehmen 
mußten und heute noch finanzieren müs- 
sen, treten in diesem Jahr drei ungewöhn- 
liche Einnahmeausfälle, von denen zwei 
nicht in unserer Hand lagen: 
• Ausfall des Bundesbankgewinns 
infolge des Dollar-Verfalls, 
• Einnahmeübertragungen an die EG, 
• Entlastung der Steuerzahler um 14 Mil- 
liarden DM. 
Das ist die zweite Stufe der Steuerreform, 
die dritte folgt nicht 1989, sondern 1990. 

4. Daß wir das durch die Einnahmeaus- 
fälle entstehende hohe Haushaltsdefizit 
in diesem Jahr bewußt nicht zurückfüh- 
ren, ist unser deutscher Beitrag zum Aus- 
gleich der weltwirtschaftlichen Ungleich- 
gewichte. Die Defizitländer, die unsere 
Exporte aufnehmen — und wir sind die 
größte Exportnation der Erde —, erwar- 
ten das von uns. 

Wenn wir zugunsten der EG, auf die wir 
angewiesen sind, die zuvor drastisch 
gesunkenen Benzinpreise durch die 
Mineralölsteuer um ein paar Pfennige 
erhöhen, bleibt kein Auto im Schuppen 
stehen und keines bleibt unverkauft. 

Was soll Ihr Geschrei? Wollen Sie den 
Menschen den Mut nehmen, zu kaufen 
und zu investieren? Wollen Sie der deut- 
schen Wirtschaft und den deutschen 
Arbeitnehmern Schaden zufügen? 

Keiner hat Anlaß, sich von diesen fal- 
schen Propheten Angst machen zu lassen. 
Wir bleiben bei unserem Kurs der Spar- 
samkeit, der Solidarität und der Lei- 
stungsförderung. 

Er ist richtig und — wie die Ergebnisse 
zeigen — erfolgreich." 
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Steuer- und Finanzpolitik: 

Ausgabendisziplin ermöglicht 
Steuersenkungen 
Die CDU-geführte Bundesregierung 
wird auch in diesem Jahr ihre solide 
und stabilitätsorientierte Finanzpolitik 
fortsetzen. Trotz der für 1988 geplan- 
ten Erhöhung der Neuverschuldung 
des Bundes auf rund 40 Milliarden 
DM verläßt die CDU-geführte Bun- 
desregierung nicht ihren klaren und 
konsequenten Konsolidierungskurs. 
Denn das Wachstum der staatlichen 
Ausgaben bleibt mit einer Steigerung 
von 2,5 % in der geplanten Größenord- 
nung. 

Weiterhin Ausgabendisziplin 
Der Anstieg der Bundesausgaben ist die 
eigentliche Meßlatte für eine stabilitäts- 
orientierte Politik. Er lag im Durchschnitt 
der letzten fünf Jahre bei 1,9 %. Zu kei- 
nem Zeitpunkt in der Finanzgeschichte 
der Bundesrepublik Deutschland ist über 
einen Mehrjahreszeitraum auch nur 
annähernd ein so niedriges Wachstum 
der Bundesausgaben zu verzeichnen 
gewesen. Unter der SPD-Regierung lag 
die jährliche Ausgabenexpansion im 
Durchschnitt der Jahre 1970 bis 1982 bei 
rund neun Prozent. 
Die CDU-geführte Bundesregierung 
bleibt dagegen auch mit dem im Bundes- 
haushalt 1988 gesteckten Ausgaben- 
wachstum von 2,5 % innerhalb der 
geplanten Bandbreite und damit weiter- 
hin auf Stabilitätskurs. 
Die Ausgabendisziplin der letzten Jahre 
hat Spielraum für die steuerlichen Entla- 
stungen geschaffen, die zum 1. Januar 
1988 in die zweite Stufe übergegangen 
sind. 

Nettoentlastung der Steuerzahler um 
fast 50 Mrd. DM 
Die drei Stufen der Steuerreform 1986, 
1988 und 1990 bringen den Steuerzahlern 
eine Nettoentlastung von fast 50 Mrd. 
DM. Dies entspricht etwa 2,5 % des Brut- 
tosozialprodukts; fast 50 Mrd. DM, die 
bei den Unternehmen und den Arbeitneh- 
mern bleiben und für einen gewaltigen 
Nachfrageschub sorgen. 
In der 1. Stufe 1986 wurden insbesondere 
Klein- und Mittelverdiener und Familien 
mit Kindern um insgesamt rund 11 Mil- 
liarden DM entlastet. 
Die Abdachung des Tarifverlaufes bei 
der Lohn- und Einkommensteuer steht 
im Mittelpunkt der Steuersenkung des 
gerade begonnenen Jahres, angereichert 
wird dieser Schritt durch eine Erhöhung 
des Grundfreibetrages und durch eine 
Verbesserung der Ausbildungsfreibe- 
träge. Das Volumen dieser Stufe beträgt 
rund 14 Milliarden DM. 
1990 wird sich der Kreis mit der vollstän- 
digen Einführung des gleichmäßig und 
sanft ansteigenden Einkommensteuertari' 
fes schließen. Dadurch wird unser Steuer 
system zu einem leistungsanreizenden, 
wachstumsfreundlichen und sozial 
gerechten Gefüge umorientiert. Neben 
der Begradigung der Tarifprogression 
wird der Eingangssatz von 22 auf 19 Pro- 
zent abgesenkt, der Grundfreibetrag um 
841/1.728 DM auf 5.616/11.232 DM 
(Ledige/Verheiratete) und der Kinder- 
freibetrag um 540 DM auf 3.024 DM 
erhöht. 
Dadurch werden ab 1990 rund 500.000 
Steuerzahler zusätzlich überhaupt keine 
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Lohnsteuer mehr zahlen müssen. Ein 
Durchschnittsverdiener (verheiratet, 
Steuerklasse II1/2, Jahresverdienst 1990 
schätzungsweise 42.707 DM) wird im 
Vergleich zum alten Steuerrecht (SPD- 
Tarif 1985) 1.966 DM oder 40,2 % weni- 
ger Einkommensteuer zahlen. 
Ein verheirateter Bergarbeiter mit 2 Kin- 
dern (Jahresverdienst 1990:49.401 DM) 
wird durch die Steuerreform 1990 im Ver- 
gleich zu 1985 um 2.010 DM oder 32 % 
entlastet. 
Die letzte von der SPD-Regierung durch- 
geführte Tarifkorrektur dagegen hat Ver- 
heiratete mit 20.000 DM zu versteuern- 
dem Einkommen um 4 DM, mit 60.000 
DM um 946 DM und mit 100.000 DM um 
1.844 DM entlastet. 

Erhöhung der Neuverschuldung nur 
kurzfristig 
Die Vorteile der Steuerreform werden 
derzeit durch die Diskussion über die 
Erhöhung der Neuverschuldung etwas in 
den Hintergrund gedrängt. Am Stabili- 
tätskurs der Bundesregierung ändert sich 
aber nichts. 
Der Grund für die notwendige Erhöhung 
der Neuverschuldung ist in erster Linie 
die kurzfristig starke Abwertung des US- 
Dollars, wodurch der noch im Oktober 
•987 bei rund sieben bis acht Milliarden 
DM vermutete Bundesbankgewinn bis 
zum Jahresende auf einen kleinen Rest 
zusammenschmolz. Außerdem sind 1988 
zusätzliche Ausgaben für die Europäi- 
sche Gemeinschaft in Höhe von rund vier 
Milliarden DM zu erwarten. 

Öie Erhöhung der Neuverschuldung 
beschränkt sich auf 1988 
Bereits 1989 wird die Nettokreditauf- 
nahme wieder um mindestens zehn Mil- 
''arden DM zurückgeführt, und zwar 
durch Ausgabendisziplin, Subventionsab- 
bau und Erhöhung spezifischer Ver- 

brauchsteuern. Die konkrete Ausgestal- 
tung dieser Maßnahmen wird bis zur 
Sommerpause festgelegt. 
Die derzeitige Polemik der SPD gegen 
diese Entscheidung sollte nicht vergessen 
lassen, daß die SPD in ihrer Regierungs- 
zeit die Neuverschuldung zügellos 
emporschnellen ließ, um ständig stei- 
gende staatliche Ausgaben finanzieren zu 
können. 
Die Neuverschuldung der CDU-geführten 
Bundesregierung hat eine ganz andere 
Qualität als die der damaligen SPD- 
Regierungen. Denn sie findet unter den 
Bedingungen von Wachstum, Preisstabili- 
tät und niedrigen Zinsen statt und dient 
der nachhaltigen Senkung von Steuern für 
die Bürger. 

Die SPD-Regierungen dagegen haben 
sich bei Wirtschaftsschrumpfung (1979: 
4,4%, 1980: 1,9%, 1981: -0,3%, 1982: 
-1,1%) und Inflation (1979: 4,2%, 1980: 
5,4%, 1981: 6,3%, 1982: 5,3%) neuver- 
schuldet. Die SPD-Politik hat dadurch 
die Zinsen in die Höhe getrieben. 

Die explosionsartige Ausweitung der 
Neuverschuldung unter den SPD-Regie- 
rungen (1979: 26 Mrd. DM, 1980: 27 
Mrd. DM, 1981: 37,4 Mrd. DM, für 1983: 
geplant über 50 Mrd. DM) hatte ihre 
Ursache in einer ständigen Expansion 
und dauerhaften Festschreibung der 
staatlichen Ausgaben. 

Die Neuverschuldung der CDU-geführ- 
ten Bundesregierung dagegen ist durch 
Probleme auf der Einnahmenseite verur- 
sacht. Es handelt sich bei der vorüberge- 
henden Erhöhung der Nettokreditauf- 
nahme in diesem Jahr um ein konjunktu- 
relles Defizit, das wir aus konjunkturellen 
Gründen hinnehmen. Die Verschuldung 
der SPD hingegen war strukturell verur- 
sacht, da die Staatsausgaben ständig stär- 
ker gestiegen waren als die Einnahmen. 
Daher ist die derzeitige Situation auch 
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nicht mit der prekären Lage zu Beginn 
der achtziger Jahre vergleichbar. 
Ein zeitlich begrenzter und damit vorüber- 
gehender Anstieg des Haushaltsdefizits, 
der durch Steuersenkungen für die Bürger 
bedingt wird, ist finanzpolitisch anders zu 
bewerten als die permanente Erhöhung der 
Neuverschuldung in den siebziger Jahren. 
Diese hatte zu einer Ausdehnung der 
Staatsquote beigetragen. 

Experten unterstützen den Kurs der 
kurzfristig zunehmenden 
Neuverschuldung 
Die zeitlich begrenzte Anhebung der 
Neuverschuldung ist konjunktur- und 
wachstumspolitisch geboten. Dies bestäti- 
gen uns auch die nationalen und interna- 
tionalen Fachleute. So schrieb noch vor 
einigen Tagen der Bundesverband deut- 
scher Banken: 
„In der gegenwärtigen konjunkturellen 
Situation müssen höhere Haushaltsdefizite 
hingenommen werden. Haushaltspolitische 
Restriktionen würden die Risiken für die 
Konjunktur erhöhen. Die Wiederherstel- 
lung eines befriedigenden Wirtschafts- 
wachstums, zu dem gerade auch die 
Finanz- und Steuerpolitik beitragen muß, 
ist Voraussetzung dafür, daß die Defizite 
wieder verringert werden können. Eine 
antizyklische Haushaltssteuerung ist des- 
halb notwendig." 
Und in seinem Jahresbericht 1985/87 
führte der Bundesverband aus: 
„Konjunkturbedingte Schwankungen im 
Finanzierungssaldo können und müssen 
hingenommen werden. Sie sind Teil einer 
notwendigen antizyklischen Finanzpoli- 
tik. Bei schwächerem Wachstum ist eine 
vorübergehend und begrenzt höhere staatli- 
che Kreditaufnahme möglich, ohne daß es 
am Kapitalmarkt zu Vertrauensverlusten 
kommen muß. Auch aus wachstumspoliti- 
schen Gründen vorgezogene Steuersenkun- 
gen rechtfertigen eine zeitweise höhere 

Neuverschuldung. Defizite, die durch den 
Verzicht auf Steuereinnahmen entstehen, 
haben eine andere Qualität als Defizite 
aufgrund übermäßiger Ausgaben. Bessere 
Wachstumsbedingungen durch eine 
offensivere Steuerpolitik vergrößern die 
Chance, die vorübergehend erhöhte staat- 
liche Kreditaufnahme wieder zurückzu- 
führen." 
Das Institut für Weltwirtschaft in Kiel 
äußerte im Dezember 1987: „Wenn auf 
diese Weise (Abbau von Finanzhilfen 
und verstärkte Privatisierung von Staats- 
unternehmen) die Staatsquote verringert 
wird, ist es im übrigen unter Wachstums- 
gesichtspunkten nicht bedenklich, wenn 
das staatliche Defizit steigt. Es kommt 
nämlich vor allem darauf an, daß der 
Staat weniger Ressourcen in Anspruch 
nimmt und so den Privaten größere Ent- 
faltungsmöglichkeiten gibt." 
Und der Sachverständigenrat zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung meinte in seinem letzten Jahres- 
gutachten: 
„Aus psychologischen und technischen 
Gründen ist es indessen zweckmäßig, die 
Steuersenkungen in gewissen zeitlichen 
Abständen vorzunehmen. Angesichts der 
mit einer solchen Politik verbundenen 
Unstetigkeit ist es nicht besorgniserregend, 
wenn die Kreditfinanzierungsquote im Jahr 
einer größeren Steuerentlastung vorüber- 
gehend ansteigt, sofern der Raum dafür in 
den vorausgegangenen Haushaltsjahren 
durch eine zurückhaltende Ausgabenpoli- 
tik gewonnen worden ist." 
Schließlich meinte die Deutsche Bundes- 
bank in ihrem Monatsbericht vom 
Dezember 1987: 
„Damit stehen die Gebietskörperschaften 
um so stärker vor der Notwendigkeit, 
1988 und auch in den folgenden Jahren 
in ihrem Ausgabenverhalten Disziplin zu 
üben. Freilich ist auch einzukalkulieren, 
daß möglicherweise konjunkturbedingt 
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Bundesverband der Banken: 

Steuerreform stärkt langfristiges 
Wachstum 
Die Aufwärtsentwicklung der deut- 
schen Wirtschaft setzt sich auch in 
diesem Jahr fort — unterstützt wird 
dies noch von der Steuerreform. Zu 
diesem Ergebnis kommen der Bundes- 
verband der Deutschen Volksbanken 
und Raiffeisenbanken (BVR) und der 
Bundesverband der deutschen Banken. 

Als ordnungspolitisch richtig und für ein 
langfristig kräftiges wirtschaftliches 
Wachstum notwendig hat der BVR die 
Grundzüge der geplanten Steuerreform 

durch weniger wachsende Einnahmen 
bzw. zwangsläufig anfallende zusätzliche 
Ausgaben zeitweise höhere Defizite ent- 
stehen. Eine solche konjunkturbedingte 
Verschlechterung hinzunehmen wäre 
unumgänglich, um nicht Abschwächungs- 
tendenzen zu verstärken. Dies wäre auch 
insofern zu vertreten, als die mittelfristige 
Grundlinie der Einanzpolitik dadurch 
allein nicht aufgegeben würde." 

Kreditfinanzierungsquote gesunken 
Ein wichtiger Maßstab zur Beurteilung 
einer soliden Haushaltsführung ist auch 
der Anteil der Nettokreditaufnahme der 
öffentlichen Haushalte am Bruttosozial- 
produkt, die Kreditfinanzierungsquote. 
Diese Quote ist von 4,9% in 1981 auf 
2,7% in 1987 gesunken. Dies verdeutlicht 
den Beitrag der Konsolidierungspolitik 
für die Entlastung der Kapitalmärkte. 
Der Kapitalmarktzins ist von lO'/i Prozent 
Anfang der achtziger Jahre auf derzeit 5VJ 
D»s 6 Prozent gefallen. 

gewertet. Er begrüßt ausdrücklich, daß 
die Bundesregierung trotz gestiegener 
Haushaltsrisiken an der geplanten spür- 
baren Entlastung von Bürgern und Unter- 
nehmen festhalte. 
Insgesamt sei die Steuerreform unzweifel- 
haft arbeitnehmer- und mittelstands- 
freundlich. So entlaste der linear-progres- 
sive Tarif ausnahmslos alle Lohn- und 
Einkommensteuerzahler, wobei zusätz- 
lich schätzungsweise eine halbe Million 
Steuerpflichtiger völlig von der Steuer 
befreit würden. 
Hinzu komme, daß neun von zehn Unter- 
nehmen in Zukunft weniger Steuern zu 
zahlen hätten, da sie als — meist mittel- 
ständische — Personengesellschaften der 
Einkommensteuer unterlägen. 
Auf diese Weise trage die Steuerreform 
auch mittelfristig dazu bei, daß die 
gewachsenen außenwirtschaftlichen Risi- 
ken deutlich abgefedert werden könnten. 
Zum einen setze die Steuerreform inlän- 
dische private Kaufkraft frei, was einen 
Ausgleich für die gedämpfte Exportent- 
wicklung schaffe, zum anderen stärke die 
Steuerentlastung die Wettbewerbsfähig- 
keit deutscher Unternehmen auf den 
internationalen Märkten. 
Aus der Sicht der ausländischen Handels- 
partner sei die große Steuerreform zudem 
ein wesentlicher deutscher Beitrag zum 
Abbau der internationalen Ungleichge- 
wichte und damit letztlich auch zur Stabili- 
sierung der Wechselkurse. 

Aufwärtsentwicklung setzt sich fort 
Die jetzt verfügbaren Nachfrage- und Pro- 
duktionsergebnisse für die letzten Monate 
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von 1987 sind weiterhin geprägt von der 
Aufwärtsentwicklung, die die deutsche 
Wirtschaft seit dem Frühjahr vergangenen 
Jahres verzeichnen konnte. Bei den Auf- 
tragseingängen in der Industrie aus dem 
In- und Ausland zeigte sich im November 
kaum eine Reaktion auf die im Vormonat 
begonnenen Turbulenzen an den Aktien- 
und Devisenmärkten. 
Aufgrund des Auftragsschubs in den 
Sommer- und Herbstmonaten lag die 
Industrieproduktion im November um 
etwa ein Prozent über dem Stand des drit- 
ten Quartals. Das Sozialprodukt ist im 
letzten Vierteljahr 1987 weiter gewachsen. 
Die Wirtschaft geht also mit dem „Pol- 
ster" eines relativ hohen Nachfrage- und 
Produktionsniveaus ins Jahr 1988 — so 
der Bundesverband deutscher Banken. 
Der hauptsächliche Aktivposten für das 
Wirtschaftswachstum in der Bundesrepu- 
blik Deutschland wird auch 1988 der pri- 
vate Verbrauch bleiben, der mehr als die 
Hälfte des Sozialprodukts ausmacht. 
Wie das gute Weihnachtsgeschäft bestä- 
tigt, haben sich die deutschen Verbraucher 
von den Ereignissen an den Finanzmärkten 
nicht beeindrucken lassen. Allein die 
Steuerentlastungen, die zu Jahresbeginn 
wirksam geworden sind, werden trotz teil- 
weise steigender Sozialversicherungsbei- 
träge die verfügbaren Einkommen der 
Verbraucher in diesem Jahr um etwa ein 
Prozent erhöhen. 
Darüber hinaus sorgt die weiterhin mode- 
rate Preisentwicklung für eine hohe Kauf- 
kraft. Die Verbraucherpreise blieben mit 
einem Anstieg von einem Prozent im Jah- 
resverlauf 1987 stabiler als erwartet. In 
der letzten Zeit hat sich der Preisanstieg 
sogar wieder verlangsamt. Nicht zuletzt 
die DM-Aufwertung und niedrige 
Ölpreise schaffen gute Voraussetzungen 
für stabile Preise auch in diesem Jahr. 
Die anhaltende Verbrauchskonjunktur 
bietet weiterhin gute Chancen für ver- 

brauchsnahe Wirtschaftsbereiche und 
den mehr inlandsbezogenen Dienstlei- 
stungssektor, der von den außenwirt- 
schaftlichen Anpassungslasten weniger 
betroffen ist. Diese Gesamtkonstellation 
gibt keinen Anlaß, die wirtschaftlichen 
Perspektiven nur noch grau in grau zu 
sehen. 

Höhere öffentliche Defizite 
hinnehmen 
Das Defizit im Bundeshaushalt wird in 
diesem Jahr aufgrund des schwächeren 
Wirtschaftswachstums, des weitgehenden 
Wegfalls des Bundesbankgewinns und 
erhöhter Anforderungen der EG voraus- 
sichtlich auf mindestens 40 Milliarden 
DM steigen. Es liegt damit nach zwi- 
schenzeitlichem deutlichen Rückgang 
wieder auf der Höhe des Jahres 1981. Die 
Bedeutung für Wirtschaft und Kapital- 
markt ist jedoch zu relativieren: 1981 
erreichte die Haushaltslücke bei allen 
Gebietskörperschaften zusammen knapp 
fünf Prozent des Sozialprodukts, in die- 
sem Jahr werden es voraussichtlich gut 
3V4 Prozent sein. 
In der gegenwärtigen konjunkturellen 
Situation müssen höhere Haushaltsdefi- 
zite hingenommen werden. Haushaltspo- 
litische Restriktionen würden die Risiken 
für die Konjunktur erhöhen. Die Wieder- 
herstellung eines befriedigenden Wirt- 
schaftswachstums, zu dem gerade auch 
die Finanz- und Steuerpolitik beitragen 
muß, ist Voraussetzung dafür, daß die 
Defizite wieder verringert werden kön- 
nen. Eine antizyklische Haushaltssteue- 
rung ist deshalb notwendig. 
Die Verschlechterung der Haushaltslage 
macht allerdings deutlich, daß auf län- 
gere Sicht die Begrenzung der Ausgaben, 
insbesondere im konsumtiven Bereich, 
eine unverzichtbare Voraussetzung für 
eine solide Haushaltspolitik und für bes- 
sere steuerliche Bedingungen ist. 
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Integrierte Energiepolitik notwendig 
Die Rahmenbedingungen in der Ener- 
giepolitik haben sich in den letzten 
Jahren erheblich verändert. Einerseits 
haben sinkende Rohstoffpreise — zum 
Teil verursacht durch den niedrigen 
Dollarkurs — und eine starke Begren- 
zung des Energieverbrauchszuwachses 
'n den Industrieländern zu einem vor- 
übergehenden Überangebot an Energie 
geführt. Andererseits sind die Pro- 
bleme der Umweltbelastung durch 
Energieverbrauch und -erzeugung stär- 
ker in das Bewußtsein der Bevölkerung 
gerückt. Dadurch hat sich auch eine 
veiänderte Einstellung in der Beurtei- 
lung einzelner Energieträger ergeben. 
Dies hat in mehrfacher Hinsicht zu 
einer neuen Ausgangslage geführt. In 
diesem Zusammenhang ist festzustel- 
len, daß in zunehmendem Maße die 
M)r- und Nachteile einzelner Primär- 
energieträger isoliert voneinander dis- 
kutiert werden. 

*or diesem Hintergrund erläuterte der 
Vorsitzende des Bundesfachausschusses 
"Energie", MdB Ludwig Gerstein(am 
'4. Januar 1988 vor der Presse, in welcher 
Weise sich der Bundesfachausschuß die- 
Ser energiepolitischen Problematik 
annehmen will und welche weiteren 
Schwerpunkte der Ausschuß in dieser 
Legislaturperiode behandeln wird: 
'• Die Möglichkeiten und die Notwendig- 
st des Einsatzes fossiler und regenerati- 
ver Energieträger sowie von Kernenergie 
Müssen unter ökonomischen und ökologi- 
schen Aspekten neu überprüft werden. 
^Ur eine integrierte Energiepolitik kann 
s'cherstellen, daß auch zukünftig Energie 
j|usreichend, preiswert und umwelt- 
,reundlich zur Verfügung steht. 

• Die derzeit nach einzelnen Energieträ- 
gern isoliert geführte öffentliche Diskus- 

sion und die von den jeweiligen Energie- 
branchen formulierten sektorspezifischen 
Forderungen erschweren eine Gesamt- 
schau, wie sie für die Konzeption einer 
integrierten Energiepolitik unerläßlich 
ist. Deshalb schlägt der Bundesfachaus- 
schuß die Einrichtung eines „Sachver- 
ständigenrates für Energiefragen" vor, 
der sich insbesondere durch die Unab- 
hängigkeit seiner Mitglieder auszeichnet. 

3. Eine weitere wichtige Aufgabe, die sich 
der Bundesfachausschuß „Energie" 
gestellt hat, ist es, Vorschläge zu erarbei- 
ten, wie die nationale Kohlepolitik fort- 
gesetzt und insbesondere der Einsatz 
deutscher Steinkohle in der Elektrizitäts- 
wirtschaft nach Auslaufen des Jahrhun- 
dertvertrages im Jahr 1995 gesichert wer- 
den kann. 
4. In der Gesamtschau aller Energieträger 
spielen erneuerbare Energien derzeit 
noch eine zu geringe Rolle. Der Bundes- 
fachausschuß wird daher einen Maßnah- 
menkatalog erarbeiten, der aufzeigen soll, 
wie die Verwendung regenerativer Ener- 
gien in stärkerem Maße den Einsatz fossi- 
ler Brennstoffe und den der Kernenergie 
ergänzen kann. 
5. Durch die jüngsten Vorfälle bei dem 
Hanauer Transportunternehmen „Trans- 
nuklear" ist das Vertrauen der Menschen 
in die Energiewirtschaft einer schweren 
Belastungsprobe ausgesetzt worden. Der 
Bundesfachausschuß „Energie" begrüßt 
die Forderung des Bundeskanzlers und 
des Bundesumweltministers nach einer 
rückhaltlosen Aufklärung der Atommüll- 
Affäre. 
Der Bundesfachausschuß wird die Arbeit 
des Bundes und der Länder bei der Suche 
nach Möglichkeiten, wie in Zukunft die 
Entsorgung auf verläßliche Art und 
Weise sichergestellt werden kann, nach 
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Wichtiger Hinweis 
Die aktuelle CDU-Dokumenta- 
tion „Solidarische Erneuerung 
unserer Krankenversicherung" im 
grünen Teil dieser Ausgabe kön- 
nen Sie auch in größerer Menge 
über das IS-Versandzentrum, 
Postfach 1328, 4804 Versmold, 
beziehen. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
17,- DM 
Bestell-Nr.: 5058 

CDU gründet einen 
Bundesfachausschuß für 
Europa 
Die CDU hat einen Bundesfachausschuß 
für Europa neu eingerichtet. Dieser Aus- 
schuß soll zunächst inhaltlich und organi- 
satorisch die Europawahl im Juni 1989 
vorbereiten, Vorstellungen für den CDU- 
Bundesparteitag im Juni 1988 erarbeiten 
und alle wichtigen Fragen der Europa- 
politik beratend aufarbeiten. Zum Vorsit- 
zenden des Bundesfachausschusses 
wurde der CDU-Europaabgeordnete 
Bernhard Sälzer (Darmstadt) gewählt, 
stellvertetende Vorsitzende sind die Bun- 
destagsabgeordnete Doris Pack (Saar- 
land) und der Europaabgeordnete Günter 
Rinsche(Hamm). 

Kräften unterstützen und eigene Vor- 
schläge zur Verbesserung des Überwa- 
chungssystems bei der Beseitigung radio- 
aktiver Abfälle unterbreiten. In diesem 
Zusammenhang wird der Bundesfachaus- 
schuß auch deutlich machen, daß die 
Transnuklear-Affäre kein Anlaß ist. eine 
neue energiepolitische Fundamentaldis- 
kussion zu führen. • 

NRW: Krasse 
Bevorzugung der 
Gesamtschulen 
Die jüngsten schulpolitischen Beschlüsse 
der nordrhein-westfälischen SPD-Land- 
tagsfraktion sind ein entlarvender 
Frontalangriff auf das gegliederte Schul- 
system. Im Schulausschuß hat die SPD- 
Mehrheit überfallartig eine deutliche 
Begünstigung der Gesamtschulen bei der 
Zuteilung von neuen Lehrerstellen durch- 
gepeitscht. Es ist nicht hinnehmbar, daß 
zwei Drittel der Stellen, die in erster Linie 
von Lehrerinnen und Lehrern des geglie- 
derten Schulsystems durch Teilzeitarbeit 
und Beurlaubung solidarisch frei 
gemacht wurden, nun den Gesamtschu- 
len zugeschlagen werden. Kultusminister 
Schwier hatte ursprünglich nur 300 Stel- 
len für die Gesamtschulen vorgesehen. 
Damit hat die von linken Ideologen 
dominierte SPD-Fraktion der eigenen 
Landesregierung eine schallende Ohr- 
feige erteilt, stellt Herbert Reul, Schulpo- 
litischer Sprecher der CDU-Landtags- 
fraktion, fest. 

Konkret bedeutet der Vorstoß der SPD- 
Fraktion, daß die Realschulen in Nord- 
rhein-Westfalen nur noch 30 statt 60, die 
Gymnasien 60 statt 120 und die Sonder- 
schulen nur noch 60 statt 80 neue Lehrer 
erhalten. Die Bildungs-Ideologen der 
SPD-Fraktion setzen damit die krasse 
Benachteiligung der Haupt- und Real- 
schulen sowie der Gymnasien konse- 
quent fort. Absolut skandalös ist in die- 
sem Zusammenhang der Beschluß, auch 
die Sonderschulen zugunsten der 
Gesamtschulen ins Abseits zu stellen. 

Gerade die Sonderschule, deren dringen- 
der Lehrerbedarf bisher außer frage 
Stand, darf nicht Opfer der Gesamtschul' 
Fanatiker werden. 
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Heiner Geißler besteht auf rechtlicher Klärung 
CDU-Generalsekretär Heiner Geißler 
besteht darauf, daß die gegen ihn 
gerichteten Vorwürfe des Showmasters 
Hans-Joachim Kulenkampff rechtlich 
geklärt werden. Auf einer Pressekon- 
ferenz in Bonn sagte Geißler, nach sei- 
ner Ansicht ist es rechtlich unmöglich 
Und politisch unerträglich, einen 
demokratisch gewählten Politiker in 
der Bundesrepublik direkt oder indi- 
rekt mit Größen aus der Nazizeit zu 
vergleichen. Eine Entschuldigung rei- 
che nicht aus. 

Kulenkampff hat sich in einem Interview 
Hl der „Hamburger Morgenpost" bereit- 
erklärt, sich bei Geißler zu entschuldigen, 
Weil das Geißler unterstellte Zitat nicht 
von diesem stamme. 
Geißler wörtlich: „Das ist ,Stürmer'-Stil, 
'n dem die Diskussion um unangenehme 
Sachverhalte dadurch erledigt wird, daß 
>nan die betreffende Person in der Person 
angreift und herabwürdigt. Und deswe- 
gen glaube ich, daß es auch völlig unzu- 
reichend ist, wenn Herr Kulenkampff 
erklärt, er werde sich entschuldigen." 
^azu erklärt Dieter Weirich, medienpoli- 
tischer Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
t;*gsfraktion: Fernseh-Talkshows denatu- 
r'eren zur Wahlkampf-Schaubude, wenn 
^üste. vom Moderator gar nicht gefragt, 
erst einmal in polemischer Form ihr nai- 
ves politisches Weltbild zeichnen und 
dabei vor üblen Diffamierungen nicht 
Zurückschrecken. Wenn Angegriffene 
n'cht die Möglichkeit haben, in der Sen- 
kung selbst zu parieren, muß ein fairer 
Moderator gegen solche Agitation ener- 
8'sch einschreiten. Kulenkampff war 
Sv-'liließlich nicht als Wahlkämpfer, son- 
dern als ..pensionierter Showmaster" und 
^'liauspieler zu der Unterhaltungssen- 
d"n« eingeladen. 

L 

Daß Kulenkampff Unterhaltungssendun- 
gen einseitig zu politisieren versucht und 
sich vor den „linken Karren spannen 
läßt", ist nicht neu. In seiner aktiven 
Showmaster-Zeit hat er sein Publikum 
damit mehrfach unliebsam überrascht. 
Die Zuschauer wollen aber unterhalten 
und nicht politisch belehrt werden. 

Zwar hat sich Kulenkampff durch den 
Vergleich eines engagierten Demokraten 
wie Geißler mit dem Nazi-Propagan- 
dachef Goebbels ausreichend selbst dis- 
qualifiziert. Bei einem Mann, der aber in 
zahlreichen Interviews in der Vergangen- 
heit mehr politische Kultur in der Demo- 
kratie eingeklagt hat, sollte man verlan- 
gen können, daß er sich für diese an poli- 
tischen Schwachsinn grenzende Entglei- 
sung „öffentlich entschuldigt". 

Zur Behauptung des SPD-Bundestagsab- 
geordneten Albrecht Müller, der frühere 
Showmaster Hans-Joachim Kulenkampff 
habe in der NDR-Talkshow „nichts ande- 
res getan, als deutlich zu beschreiben, 
was Geißler bisher gesagt und getan hat", 
erklärt der Sprecher der CDU, Jürgen 
Merschmeier: Herr Müller, unterlegener 
Gegenkandidat des CDU-Generalsekre- 
tärs im Wahlkreis Südliche Weinstraße, 
macht sich mit seinen diffamierenden 
Anwürfen gegen Heiner Geißler die ver- 
leumderischen und beleidigenden Äuße- 
rungen Kulenkampffs zu eigen. Dieses 
Verhalten des SPD-Politikers, dem in sei- 
ner Sucht nach Schlagzeilen offenbar 
jedes Mittel recht ist. ist an Infamie kaum 
noch zu übertreffen. 

Der CDU-Generalsekretär hat eine 
unverzügliche Prüfung veranlaßt, welche 
rechtlichen Schritte gegen Herrn Müller 
eingeleitet werden können. 
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Helmut Kohl diskutierte mit dem 
RCDS Hochschulprobleme 
Bundeskanzler Helmut Kohl empfing 
in Bonn den Bundesvorstand des Rings 
Christlich-Demokratischer Studenten 
(RCDS) zu einem ausführlichen 
Gespräch. Dabei wurden die politische 
Lage an den Hochschulen sowie ver- 
schiedene studentische Anliegen einge- 
hend erörtert. 

Der Bundeskanzler dankte den Mitglie- 
dern des RCDS für ihren Einsatz für die 
Grundlagen freiheitlicher Demokratie an 
den deutschen Hochschulen. Gerade wo 
Extremisten gegen die Grundwerte unse- 
rer Verfassung agitieren, sei die Standfe- 
stigkeit des größten demokratischen, poli- 
tischen Studentenverbandes besonders 
wichtig. Der Bundeskanzler betonte, er 
könne keinerlei Verständnis dafür auf- 
bringen, daß auch Studentenverbände 
aus dem Bereich von Bundestagsparteien 
mit solchen extremistischen Gruppen 
politische Bündnisse schließen. Es müsse 
auch an den Hochschulen endlich selbst- 
verständlich werden, daß alle Demokra- 
ten gegen Extremisten jeglicher Couleur 
zusammenstehen. 
Der RCDS-Bundesvorsitzende Jürgen 
Hardt berichtete eingehend über die 
Wahlergebnisse des zu Ende gehenden 
Wintersemesters. Es sei gelungen, insbe- 
sondere den Stimmenanteil kommunisti- 
scher Gruppen weiter zurückzudrängen. 
Der RCDS habe durchschnittlich 5 Pro- 
zent der Stimmen hinzugewinnen kön- 
nen. 
Der RCDS forderte die Bundesregierung 
auf, im Rahmen ihrer Kompetenzen zur 
Verbesserung der Studienbedingungen 
beizutragen. Zum ersten Mal seit I2 Jah- 
ren werde durch die jüngste Bafög- 

Novellierung keine Verschlechterung der 
sozialen Situation herbeigeführt. Nun 
gelte es, sinnvolle Schritte zur Deckung 
des „Förderungsloches" im Mittelstands- 
bereich einzuleiten. Große Bedeutung 
komme nach Auffassung des RCDS auch 
der gegenseitigen Anerkennung von 
Hochschulabschlüssen — insbesondere 
von Fachhochschulabschlüssen — inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaft zu. 

Illllllllllllllllllllllllllllllilllllillllllllllllllllllllllllllllllllllll" 

Zivildienstreform hat 
sich bewährt 
Am !3. Januar 1988 hat das Bundeskabi- 
nett den Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Kriegsdienstverweige- 
rungs-Neuordnungsgesetzes verabschie- 
det. Dieses Gesetz hebt die bis zum 
31. 12. 1990 bestehende Befristung der 
Reform des Zivildienstes und des Aner- 
kennungsverfahrens für Kriegsdienstver- 
weigerer auf und stellt die unbefristete 
Regelung der 1984 in Kraft getretenen 
Reform sicher. 
Durch die Verabschiedung dieses Gesetz- 
entwurfes zum jetzigen Zeitpunkt wird 
für die betroffenen jungen Männer früh- 
zeitig Rechtssicherheit gewährleistet. 
Damit wird eine Reform auf Dauer fort- 
geschrieben, die sich in der Praxis 
bewährt hat. Sie sichert ein zügiges und 
faires Anerkennungsverfahren, in dem 
die Ableistung des Zivildienstes als Probe 
auf die Ernsthaftigkeit der Gewissensent- 
scheidung gilt. Durch den Ausbau des 
Dienstes auf über 88.000 Zivildienst- 
plätze wird jeder anerkannte Kriegs- 
dienstverweigerer unverzüglich zum 
Dienst herangezogen. 
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Fraktion begrüßt Engagement 
für Deutschland und Berlin 
Zur aktuellen Lage der Berlin- 
und Deutschlandpolitik erklärt die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 

1. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
begrüßt das entschiedene Eintreten unse- 
rer Verbündeten für das Selbstbestim- 
mungsrecht des deutschen Volkes und die 
Überwindung der Teilung Deutschlands 
und Europas. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
dankt insbesondere dem französischen 
Staatspräsidenten und der französischen 
Regierung für ihre klaren Worte zur 
Mauer in Berlin und zur Überwindung 
der Teilung Europas anläßlich des Besu- 
ches von SED-Generalsekretär Honecker 
in Paris, dem amerikanischen Präsidenten 
für die unmißverständliche Unterstüt- 
zung der Forderung nach Wiedervereini- 
gung und Politikern anderer befreundeter 
Nationen für entspechende Bekundun- 
gen. Sie alle haben damit den deutsch- 
landpolitischen Anliegen der Bundesre- 
gierung zusätzliche Schubkraft verliehen 
und einen wertvollen Dienst erwiesen. 

2. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
dankt den drei alliierten Schutzmächten 
auch für ihr bisheriges beständiges Enga- 
gement für Berlin und seine Bürger. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion bekennt 
sich zu den von Präsident Reagan 
gemachten Vorschlägen zur Verbesserung 
der Lage und Stärkung der Lebenskraft 
Berlins und begrüßt die daraus entwik- 
kelte Berlin-Initiative der westalliierten 
Schutzmächte. 

3. Für die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion ist die Solidarität mit dem geteilten 
Berlin selbstverständlich. Berlin ist und 
bleibt die Hauptstadt der deutschen 

Nation. Berlin ist zugleich das unüber- 
sehbare Symbol für die Offenheit der 
deutschen Frage, die in ihrem Kern die 
Forderung nach Gewährung von Frei- 
heitsrechten und des Selbstbestimmungs- 
rechts für das deutsche Volks ist. Das 
freie Berlin ist die Stadt der Hoffnung für 
alle Völker, denen bis heute die Verwirk- 
lichung der Menschenrechte vorenthalten 
wird. 
4. Die Freiheit Berlins beruht auf dem 
Freiheitswillen der Berliner, auf den Bin- 
dungen Berlins und auf der Zugehörig- 
keit des Landes Berlin zum Bund sowie 
der Freiheitsgarantie der alliierten 
Schutzmächte. Es muß jede Chance 
genutzt werden, die engen Verflechtun- 
gen zwischen Berlin, dem Bund und der 
Europäischen Gemeinschaft zu stärken 
sowie seine internationalen Bezüge zu 
entwickeln. Für Berlin ist der politische, 
wirtschaftliche und soziale Rückhalt in 
der Bundesrepublik Deutschland und 
Europa lebensnotwendig. Eine dynami- 
sche Entwicklung dieser Bindungen ist 
daher unerläßlich. Die volle Einbezie- 
hung Berlins in alle Verträge der Europäi- 
schen Gemeinschaft ist unverzichtbar. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
dankt der Bundesregierung für ihre 
beständige und verläßliche Solidarität 
mit und ihre konkrete Hilfsbereitschaft 
für Berlin. Kontinuität und Verläßlichkeit 
sind die Voraussetzungen dafür, daß Ber- 
lin als Ort für wirtschaftliches Engage- 
ment attraktiv bleibt. 

Dazu gehört auch die Öffnung Berlins Für 
den internationalen Flugverkehr in Nord- 
Süd-Richtung sowie der Ausbau der 
Eisenbahnstrecke Berlin  Hannen or als 
Teil der großen West-Ost-Magistrale 



Seite 30  •   UiD 2/1988 DEUTSCHLANDPOLITIK 

Paris-Warschau mit einem technologi- 
schen Standard, wie ihn die Deutsche 
Bundesbahn für ihr Schnellbaunetz zur 
Zeit verwirklicht. 
5. Für die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion ist eine Deutschlandpolitik an Berlin 
vorbei undenkbar. Die volle Einbezie- 
hung Berlins in die Zusammenarbeit mit 
der DDR ist für uns auch zukünftig 
unverzichtbare Grundlage für die Gestal- 
tung der innerdeutschen Beziehungen. 
6. Berlin liegt in der Mitte Europas. Ber- 
lin lenkt den Blick im Westen wie im 
Osten Europas auf diese Mitte: Berlin als 
Ganzes führt das geteilte Deutschland 
und das geteilte Europa zusammen. In 
diesem Licht mißt sich die Qualität der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Sowjetunion 
stets auch nach der Lage in Berlin. 
Der Vorschlag, Berlin als internationale 
Kongreßstadt vorzusehen und in diesem 
Rahmen die Anregung von Präsident 
Reagan aufzugreifen, in Berlin eine 
KSZE-Folgekonferenz zu veranstalten, 
wird von der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion nachhaltig unterstützt. Er sollte auch 
von der Sowjetunion als sichtbares Zei- 
chen der von ihr propagierten neuen poli- 
tischen Orientierung aufgegriffen und 
mitgetragen werden. Dadurch könnte 
Berlin in die verbesserten Ost-West- 
Beziehungen einbezogen werden, ohne 
die Grundlagen des Status der Stadt zu 
berühren. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion fühlt 
sich allen Bürgern der geteilten Stadt 
besonders verbunden. Die Mauer hindert 
die Menschen zueinanderzukommen. 
Zugleich führt sie bei den Menschen zu 
einem Gefühl der Zusammengehörigkeit 
und stärkt die Sehnsucht nach mehr 
Gemeinsamkeit und Beendigung der Tei- 
lung. Unser Ziel ist es nicht, diese Mauer 
lediglich durchlässiger zu machen; unser 
Ziel ist ihr endgültiges Verschwinden. 

Fraktion 
fordert Pilotprojekt 
für Flußsanierung 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
Forschungsminister Heinz Riesenhuber 
aufgefordert, in wenigstens zwei Pilotpro- 
jekten modellhaft zu zeigen, wie umwelt- 
belastete Flüsse saniert und wiederbelebt 
werden können. Wie ihr forschungspoliti- 
scher Sprecher, Christian Lenzer, in Bonn 
erläuterte, sollten als Modellfälle ein grö- 
ßerer Fluß in einem Ballungsraum — als 
Beispiel nannte er den unteren Main - 
sowie ein Fluß oder mehrere Flüsse in 
ländlichen Gebieten ausgewählt werden. 
Zur Vorbereitung eines solchen Vorha- 
bens empfahl Lenzer eine Strategiestudie 
zur Klärung, welche Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten insgesamt notwen- 
dig sind. Seine Fraktion erwarte von die- 
sen Studien und Pilotprojekten realisti- 
sche und kostengünstige Lösungsvor- 
schläge für eine spätere flächendeckende 
Sanierung deutscher Gewässer. 

Hilfe für US-Soldaten 
Einen Devisenausgleich für die in 
Europa stationierten amerikanischen Sol- 
daten durch die Nordatlantische Allianz 
(NATO) fordert der CDU-Europaabge- 
ordnete Hans-Gert Pöttering, sicherheits- 
politischer Sprecher der CDU/CSU im 
Europäischen Parlament. Durch den Ver- 
fall des Dollarwechselkurses haben die in 
Europa stationierten amerikanischen Sol- 
daten und ihre Familien innerhalb der 
letzten zwei Jahre Kaufkraftverluste von 
bis zu 50% hinnehmen müssen. 
Weiterhin werden die kommunalen Ein- 
richtungen aufgefordert, ihre Leistungen, 
wie öffentliche Schwimmbäder, Freizeit- 
einrichtungen, Konzerte und Theater für 
die in der Bundesrepublik stationierten 
Amerikaner zu stark reduzierten Preisen 
oder kostenlos zur Verfügung zu stellen. 



34. LANDESPARTEITAG UiD 2/1988 •  Seite 31 

CDU Baden-Württemberg: 
Unser Land in guter Hand 
In seiner von mehrfachem Applaus und 
Ovationen begleiteten Grundsatzrede 
erklärte der Landesvorsitzende der 
CDU Baden-Württemberg, Minister- 
präsident Lothar Späth, auf dem 
26. Landesparteitag in Freiburg, daß 
es bei der Landtagswahl am 20. März 
dieses Jahres um die Zukunft des Lan- 
des gehe. 

Der Parteivorsitzende analysierte die 
gegenwärtige Situation, die gekennzeich- 
net sei durch eine abflachende Konjunk- 
tur, wobei Lothar Späth bemerkte, daß 
ein Prozent reales Wirtschaftswachstum 
für das Jahr 1988 bei stabilen Preisen 
immer noch eine verhältnismäßig gute 
Situation sei. Es bestünde deshalb kein 
Grund für wilde Konjunkturprogramme. 
Nicht unerwähnt ließ der Ministerpräsi- 
dent dabei die außenwirtschaftlichen 
Risiken, den integrierten Weltmarkt, den 
Strukturwandel, der nunmehr in eine ent- 
scheidende Phase eintrete. Hier nannte 
Lothar Späth stichwortartig die Rationa- 
lisierungspotentiale, den Mittelstand und 
die Arbeitszeitverkürzung. 
Lothar Späth ging auch auf die demogra- 
phischen Veränderungen des Landes und 
auf das Niveau der sozialen Kosten ein. 
Er betonte, daß hier ein dringender 
Handlungsbedarf bestehe, der in Abstim- 
mung mit den konjunkturellen und struk- 
turellen Notwendigkeiten realisiert wer- 
den müsse. Bei allen Anstrengungen der 
Einsparung seien die Kosten des Stand- 
ortes Bundesrepublik Deutschland nach 
den Worten von Lothar Späth kurzfristig 
nicht zu senken. Deshalb müsse bei einer 
neuen Diskussion unseres Steuersystems 
die internationale Wettbewerbslage der 
Unternehmensbesteuerung berücksichtigt 

werden. Die große Chance, die die Bun- 
desrepublik Deutschland besitze, sei die 
Innovationskraft des Landes. 
Mit großem Beifall wurde seine Frage 
bedacht, wo es ein Bundesland im Zah- 
lenvergleich gebe, das auf die Situation 
von heute besser vorbereitet sei als 
Baden-Württemberg. Auch die Kritik an 
der Technologiepolitik sei verstummt. An 
die Adresse der SPD gerichtet, betonte 
Lothar Späth,daß der „neue Fortschritt 
der SPD" der alte Fortschritt der CDU 
sei. Wer acht Jahre gegen den Fortschritt 
gepredigt habe, für den müsse natürlich 
der Fortschritt, erst jetzt entdeckt, ein 
ganz neues Gefühl sein. 
Die Spitzenstellung Baden-Württembergs 
sei auch darauf zurückzuführen, daß das 
Land seine Schuldenaufnahme enorm 

j zurückgefahren habe. So habe Baden- 
I Württemberg heute eine Zinsreserve von 
: über 420 Millionen DM. Baden-Württem- 

berg habe gespart, solange dies möglich 
I gewesen sei. Dies sei die Reserve, wenn 
|  Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt 

auftreten würden. Bei seinem weitge- 
spannten Bogen der Landespolitik kam 

!  Lothar Späth auch auf die Spitzenstel- 
lung Baden-Württembergs im Bereich 

I von Forschung und Wissenschaft zu spre- 
> chen. 

!  Probleme allerdings, so Lothar Späth, 
| gebe es noch im Bereich des Dienstlei- 
' stungssektors. Hier müsse verstärkt wei- 
: tergearbeitet werden. Die Umweltpolitik 

betreffend, stellte der Landesvorsitzende 
I die Frage: ..In welchem Land ist die Zahl 

der Kläranlagen so groß und die Flußrei- 
nigung so gut wie in Baden-Württem- 
berg? Es dürfe auch nicht vergessen wer- 
den, daß bis in zwei Jahren der Ausstoß 
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von SO2 und NO. aller Kohlekraftwerke 
nur l/io dessen, was Ibbenbüren ausstößt, 
betrage. 
Den Anstoß für das Katalysatorauto, das 
Verbot bleihaltigen Benzins, dies alles sei 
der CDU zu verdanken. 1988 stehe fest, 
daß nach Neckarwestheim II Baden- 
Württemberg — mit an Sicherheit gren- 
zender Wahrscheinlichkeit — kein neues 
Kernkraftwerk mehr brauche. Die Kom- 
bination von Kernenergie und Kohle sei 
eine berechenbare, eine klare Politik. 
Der Erfolg der Fleißigen und der Lei- 
stungsfähigen und die Zuwendung zu den 
Schwachen, diese Verbindung in und 
durch die CDU sei die Stärke der Politik 
des Landes. Baden-Württemberg sei das 
einzige Land, das ein Landeserziehungs- 
geld zahle. Jede zweite Mutter in Baden- 
Württemberg nehme inzwischen dieses 
Geld in Anspruch. 200 Millionen DM im 
Jahr. Lothar Späth rief den Delegierten 
zu: „Sozialpolitiker aller sozialdemokra- 
tisch geführten Länder kommt und 
erzählt uns, was ihr den Familien gebt, 
wenn sie sich um ihre Kinder kümmern. 
Nichts." 
Während im Jahr 1987 in der Bundesre- 
publik Deutschland 73.522 Kinder weni- 
ger geboren wurden als 1986, hätten im 
gleichen Zeitraum in Baden-Württemberg 
11.115 mehr Kinder das Licht der Welt 
erblickt. Dabei betonte Lothar Späth, daß 
es ein Skandal und eine Heuchelei sei, 
daß in einem der reichsten Länder der 
Welt 200.000 ungeborene Kinder nicht 
zur Welt kommen dürften. Hier müsse 
sich das Bewußtsein der Gesellschaft 
grundlegend ändern. Lothar Späth sagte 
den Delegierten, daß die CDU Schritt für 
Schritt mit den Bürgern in eine gute 
Zukunft gehe. Das sei das erklärte Wahl- 
ziel. Die Bürger Baden-Württembergs 
und die CDU passen, so Lothar Späth 
wörtlich, gut zusammen. 
Die Delegierten des Landesparteitages 

berieten den Entwurf der Wahlplattform 
'88 und verabschiedeten diese mit einem 
Ergänzungsantrag der Jungen Union. In 
dieser Wahlplattform wird zum einen 
Bilanz der geleisteten Arbeit der CDU- 
geführten Landesregierung gezogen und 
andererseits dem Bürger verdeutlicht, mit 
welcher Konzeption den Herausforderun- 
gen der Zukunft für die nächsten vier 
Jahre begegnet werden soll. Von der 
Sicherung der wirtschaftlichen Zukunft 
unseres Landes über die Partnerschaft 
von Stadt und Land, den Chancen für 
den ländlichen Raum, den Umweltschutz 
als Vorsorge für Mensch und Natur, die 
Familie und unsere Sozialpolitik bis zu 
der Solidarität der Generationen, der kul- 
turellen Vielfalt einer humanen Gesell- 
schaft, der Erhaltung des inneren und des 
äußeren Friedens wird in dieser Wahl- 
plattform alles differenziert dargestellt 
und den Bürgern nahegebracht. 

Auftakt mit Bundeskanzler 
Helmut Kohl 
Bei der anschließenden Großkundgebung 
in Freiburg, begleitet von Trillerpfeifen 
und ohrenbetäubendem Lärm einiger 
Dutzend Demonstranten der Freiburger 
Szene, rief Lothar Späth den tobenden 
Parteitagsstörern zu: „Der Staat hat das 
Gewaltmonopol und wir werden dafür 
sorgen, daß dies so bleibt." Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl sagte dem Ministerpräsi- 
denten Baden-Württembergs seine volle 
Unterstützung im Wahlkampf zu. Er 
lobte das Land als ein Glanzstück im Rei- 
gen der deutschen Bundesländer. In 
Baden-Württemberg werde ein Stück 
gelebte Zukunft für die Bundesrepublik 
Deutschland praktiziert und das sei ein 
Verdienst von Lothar Späth. Helmut 
Kohl versicherte der CDU Baden-Würt- 
temberg die tatkräftige Unterstützung der 
Bundespartei. Die rund 3 000 Teilnehmer 
verabschiedeten Helmut Kohl stehend 
mit großem Beifall. 
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Heiko Hoffmann Spitzenkandidat 
der Union in Schleswig-Holstein 
Mit der Aufstellung des Spitzenkandi- 
daten, Justizminister Heiko Hoff- 
mann, hat die CDU in Schleswig-Hol- 
stein in eindrucksvoller Weise ihren 
politischen Neuanfang dokumentiert. 
Der Landesausschuß der Partei hatte 
zum erstenmal in der Geschichte der 
schleswig-holsteinischen Partei die 
Wahl zwischen zwei Kandidaten. Nach 
dem amtierenden Ministerpräsidenten 
Henning Schwarz hatte sich auch 
Heiko Hoffmann um die Spitzenkan- 
didatur beworben. 

Landesvorsitzender Gerhard Stoltenberg 
begrüßte ausdrücklich die breite Diskus- 
sion, die über die Kandidaten in den 
Kreisverbänden und in den Vereinigun- 
gen geführt worden war. Damit habe die 
Partei einem Beschluß des Landespartei- 
tages entsprochen, den er als „Treuhän- 
der" verwaltet habe. Aus diesem Grunde 
habe er als Landesvorsitzender auch 
keine Empfehlungen gegeben, da es dem 
Wunsch der Partei entsprochen habe, 
Unter mehreren Kandidaten frei entschei- 
den zu können. 
frieser Weg der Partei und insbesondere 
die Tatsache, daß keiner der beiden Kan- 
didaten Wunden hinnehmen mußte, ist 
auch in der Landespresse als neuer Stil 
der schleswig-holsteinischen CDU aner- 
kannt worden. Gerhard Stoltenberg wies 
vor dem Landesausschuß der Partei aber 
auch daraufhin, daß mit der Nominie- 
rung des Spitzenkandidaten eine „politi- 
sche Vorentscheidung" für den Landes- 
Parteitag am 4. und 5. März gefallen sei. 
Oie Personaldiskussion innerhalb der 
Partei müsse jetzt beendet sein. 
Heiko Hoffmann gilt nicht nur bei der 
Schleswig-holsteinischen CDU als ein 

Mann des Ausgleichs. Er ist bei allen Par- 
teien als Gesprächspartner geschätzt und 
wird auch vom politischen Gegner aner- 
kannt. Als eine seiner wichtigsten Aufga- 
ben sieht er es an, Vertrauen bei den Bür- 
gerinnen und Bürgern in Schleswig-Hol- 
stein für die Politik insgesamt „Stück für 
Stück" zurückzugewinnen. Darüber hin- 
aus müsse bei aller Härte in der sachli- 
chen Auseinandersetzung der Respekt 
vor dem politisch Andersdenkenden die 
Diskussion bestimmen. Mehr Mensch- 
lichkeit in der Politik müsse sich gerade 
beim Umgang mit dem politischen Geg- 
ner zeigen. Heiko Hoffmann machte 
allerdings auch deutlich, daß er für den 
kommenden Landtagswahlkampf in 
Schleswig-Holstein sehr harte politische 
Auseinandersetzungen in den Sachargu- 
menten erwarte. Dennoch müsse es auch 
menschliche Beziehungen zu politischen 
Gegnern geben. 

Heiko Hoffmanns politischer Werdegang 
ist vor allem geprägt durch die Verhält- 
nisse im Nachkriegsdeutschland in der 
DDR. Dort ist ihm wegen seines politi- 
schen Engagements der Schulbesuch ver- 
boten worden. Wenige Monate nach dem 
17. Juni 1953 floh Heiko Hoffmann in 
den Westen, wo er sich schon bald bei 
der CDU engagierte. Vorbilder sind für 
ihn Bischof Otto Dibelius, Konrad 
Adenauer und Jakob Kaiser. 

Der Spitzenkandidat gehört seit 1973 
dem Schleswig-Holsteinischen Landtag 
an. 1979 übernahm er den Vorsitz der 
CDU-Landtagsfraktion, die er bis zu 
seiner Berufung zum Justizminister 1985 
leitete. Er ist seit langem Mitglied der 
Synode der Nordeibischen Evangelisch- 
Lutherischen Kirche. 
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Weiterentwicklung und Aufgaben 
der Senioren-Union 
Im Hinblick auf die Weiterentwick- 
lung der Senioren-Union auf Orts-, 
Kreis-, Landes- und Bundesebene wird 
das 1. Quartal 1988 von größter 
Bedeutung sein. Bundesweit wird die 
Senioren-Union am 20. April 1988 auf 
einer Gründungsversammlung in Bonn 
gegründet werden, stellt der Bundesbe- 
auftragte Gerhard Braun fest. 
Auf der Grundlage von schriftlichen und 
mündlichen Angaben der CDU-Landes- 
geschäftsstellen kann derzeit von folgen- 
den Zahlen bei der Senioren-Union aus- 
gegangen werden: 
• rund 650 Orts- und Kreisvorsitzende; 
• rund 35000 Mitglieder. 
Derzeit wird an alle Orts- und Kreisvor- 
sitzende der Senioren-Union das Aktions- 

programm für die Seniorenarbeit in Städ- 
ten und Gemeinden „Für eine Gesell- 
schaft mit menschlichem Gesicht" ver- 
sandt. Mit diesem bundesweiten Aktions- 
programm will die Senioren-Union dazu 
beitragen, daß den Belangen und Bedürf- 
nissen der älteren Generation verstärkt 
Rechnung getragen wird. 

Das Aktionsprogramm enthält zehn kon- 
krete Vorschläge und geht dabei von dem 
Grundsatz aus, daß Seniorenpolitik ihren 
Anfang in der Gemeinde hat. Aus diesem 
Grund ist die Mitwirkung der Senioren 
an den politischen Entscheidungen in 
ihrer Gemeinde sowie an der Entwick- 
lung una Neuorientierung einer men- 
schengerechten Kommunalpolitik zu för- 
dern und zu unterstützen. 
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Deutsch-französischer 
Schüleraustausch 
funktioniert 
Der Gesamtetat des Deutsch-Französi- 
schen Jugendwerkes, der zu gleichen Tei- 
len von der deutschen und französischen 
Regierung getragen wird, beträgt zur Zeit 
38 Mio. DM. Im Rahmen der internatio- 
nalen Jugendpolitik der Bundesregierung 
kommt dem Deutsch-Französischen 
Jugendwerk nach wie vor die erste Priori- 
tät zu: 42 % aller Mittel, die die Bundes- 
regierung für den internationalen Jugend- 
austausch ausgibt, fließen in das 
Deutsch-Französische Jugendwerk. Für 
die französische Regierung liegt dieser 
Anteil noch wesentlich höher. 
Der deutsch-französische Schüleraus- 
tausch ist der umfangreichste Schüleraus- 

Zitat 
„ Wenn die Katze ein Pferd wäre, 
könnte man die Bäume raufreiten." 
(CDU-Generalsekretär Heiner Geißler 
in Bonn vor Journalisten auf Fragen 
nach möglichen Konsequenzen aus einer 
erheblichen Verschlechterung der 
Konjunktur) 

tausch zwischen zwei Staaten. Er hat sich 
in den letzten Jahren trotz gleichbleiben- 
der Fördermittel dank des Engagements 
von Eltern, Schülern und Lehrern wesent' 
lieh ausgeweitet. 1986 nahmen ca. 45.000 
deutsche und französische Schüler an 
dem Austausch teil, der sich überwiegend 
im Rahmen von etwa 2.500 deutsch-fran- 
zösischen Schulpartnerschaften vollzieht- 
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„Die Privaten kommen - 
zur Entwicklung des Lokalfunks44 

Fachtagung für Kommunalpolitiker 
vom 3. bis 5. Februar 1988 in Schloß 
Eichholz, Wesseling 

öie Hörfunklandschaft in der Bundesre- 
publik wird zunehmend attraktiver, denn 
Private Programmveranstalter machen 
dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
erheblich Konkurrenz. Zur Zeit sind etwa 
70 private Radiostationen auf Sendung. 
'988 soll sich die Zahl der privaten 
Anbieter auf 170 erhöhen. Hierdurch 
^ird die Bedeutung des Mediums Hör- 
'ünk — besonders auch im Hinblick auf 
die Lokalkommunikation — weiter 
2unehmen. 
Kommunalpolitiker sollten daher wissen, 
^as „Sache" ist, welche Möglichkeiten 
ünd Chancen die neuen Landesrundfunk- 
ßesetze bieten und wie man diese auf 
kommunaler Ebene umsetzt. 

' hemensch werpu n kte: 
•»Zur Entwicklung der Medienland- 
Schaft in der Bundesrepublik Deutsch- 
end" 
•»Hörererwartung an das Privatfunk- 
Programm" — Lebenshilfe und Bericht- 
erstattung aus dem Alltag 
•»Kampf um Einschaltquoten" — Zum 
Wettbewerb und Verständnis von öffent- 
llch -rechtlichem und privatem Rundfunk 
•»Privater Lokalfunk" — Chancen für 
Anbieter vor Ort 

' eilnahmebedingungen: 
reilnehmerbeitrag 40 DM, Fahrtkosten 
Werden erstattet (Rückfahrkarte 2. Klasse 
^r Deutschen Bundesbahn/Eigenbeteili- 
§üng 20 DM); weitere Kosten entstehen 
n'cht. 

Information/Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Institut für Politische Bildung 
Postfach 13 31 

Sendezeiten gefordert 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm und 
der Präsident der Bundesanstalt für 
Arbeit, Heinrich Franke, haben in einem 
gemeinsamen Brief die Intendanten und 
Programmleiter der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk- und Fernsehanstalten sowie 
der Privatsender aufgefordert, Sendezei- 
ten für Stellenangebote und Stellengesu- 
che bereitzustellen. Dies wird durch das 
8. Änderungsgesetz zum Arbeitsförde- 
rungsgesetz, das am 1. Januar 1988 in 
Kraft getreten ist, erstmals ermöglicht. 

Für über 1,6 Millionen 
Mütter gab es 
Kindererziehungsleistungen 
Bis Ende 1987 waren über 900.000 
Anträge auf Kindererziehungsleistungen 
für die Mütter der Jahrgänge 1906 und 
älter eingegangen. Sie erhielten von der 
Rentenversicherung im Durchschnitt 70 
Mark monatlich entweder zusätzlich zu 
ihrer Rente oder — falls sie keine Alters- 
versorgung aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung bekommen — gesondert 
ausgezahlt. Zum I. Januar 1988 haben 
783.000 Mütter der Jahrgänge nach 1921 
Kindererziehungszeiten bei ihrer Rente 
angerechnet bekommen. Der monatliche 
Durchschnittsbetrag lag hier bei 55 Mark. 
Insgesamt bekamen damit über 1,6 Mil- 
lionen Mütter Ende 1987 ihre Kinder- 
erziehungsleistung in der Altersversor- 
gung angerechnet. 
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UMWELT: CDU GEHT VORAN 

fS@!Ä CDU- UMWELT-EXTRA 
„Nicht immer mit dem Finger auf den anderen zeigen", sagt Bundesumwelt- 
minister Professor Klaus Töpfer in einem Interview im aktuellen Magazin 
„CDU-Umwelt-extra" das auf 16 Seiten im Vierfarbdruck, natürlich auf 
Umweltschutzpapier gedruckt, Informationen und praktische Tips über 
Umweltschutz in der Bundesrepublik Deutschland und Europa gibt. 
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Unter den Themenschwerpunkten Boden, 
Wasser, Luft, Lärm, Energie und 
Umweltschutz in Europa wird die erfolg- 
reiche CDU-Politik ausführlich und 
anschaulich dargestellt und Perspektiven 

für die nächsten Jahre aufgezeigt. Dabei 
kommen auch Tips und Hinweise für 
jedermann, wie man sich umweltfreund- 
lich verhalten kann, nicht zu kurz. 
Denn nicht nur gute Gesetze schützen 

aSSsess gtrrgj; STAY . 
533r£;   <sasatSX& SstJcan: SäSSä- 

-  ^'JäÜLms: *5S5U ss5*r« 
HF*^ I2&=P= acTaxr? Jä^S: 

CDU-l/mw/f-extra 
Bestell-Nr.: 2003 
Mindestabnahme: 200 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
42,- DM + MWSt. 

unsere Umwelt. Wir alle sind aufgefor- 
dert, unseren Teil beizutragen. 
Gerade auch für CDU-Verbände 
gilt 1988 verstärkt: 
Vorreiter in Sachen Umwelt werden! 

Bestellungen über das 

IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versmold 
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Für die ausstehenden Wintertage und 
für den anschließenden Frühlingsan- 
fang möchten wir Ihnen daher einige 
Aktionen vorschlagen, die überall vor 
Ort durchgeführt werden können. 

Salzfrei durch den Winter - 
CDU geht voran 
Der Salzgebrauch beim Winterdienst auf 
den Straßen im Bundesgebiet ist rück- 
läufig. Das tut der Umwelt gut! Auch vor 
Ort sollte salzfrei Trumpf sein. 

Aktion: Erst schaufeln, dann 
umweltfreundlich streuen 
Ein Einsatz nach den ersten kräftigen 
Schneefällen, z. B. vor einem Altenheim, 
wirbt nachhaltig für Sympathie und ist 
zudem öffentlichkeitswirksam. 

Sprechen Sie auch einmal mit Händlern 
und Geschäften, die Streumittel mit dem 
Umweltengel im Angebot führen. 
Vielleicht läßt sich eine kooperierende 
Anzeige schalten. 

Für den Info-Stand: 
Reproreife Druckvorlage 
„Salzfrei durch den Winter" 

(02 28) 54 44 77 

Aktion mit Kindern: 
Futterkästen für Vögel bauen 
Bei geschlossener Schneedecke ist eine 
Zufütterung unserer gefiederten Freunde 
angebracht. 

Organisieren Sie mit einem kompetenten 
Fachmann aus ihren Reihen einen Bastel- 
nachmittag für Kinder. Am Fenster oder 
im Garten aufgestellt, werden die fertigen 
Vogelhäuser für viele interessante Beob- 
achtungen gut sein. 

Am Info-Stand: 
Energiesparen rund ums Haus 
Ein Fachmann berät am CDU-Canvas- 
sing-Stand über energiesparende Maß- 
nahmen. 

Die Zeit vergeht schneller 
als man denkt. 

Schon jetzt ans Frühjahr 
denken! 

Umwelt-Telefonsprechstunde 
planen 
Umweltfreundliches Arbeiten im Garten, 
im Haushalt und in der Freizeit sollte im 
Frühjahr im Mittelpunkt von Telefon- 
Sprechstunden stehen. Voraussetzung 
hierfür sind: 
• Ein(e) kompetente(r) Telefonberater(in) 
• Eine gute Aktionszeit: Besonders 
geeignet sind alle Werktage von 17.00 bis 
20.00 Uhr und samstags von 10.00 bis 
17.00 Uhr. 
• Eine Telefon-Nummer, die frühzeitig 
über Pressemitteilung in der Lokalzeitung 
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und in den Wochenblättern bekannt 
gemacht wird. Auch die Rahmenflugblät- 
ter als Hauswurfsendung und Ankündi- 
gungen auf Rahmenplakaten (beides im 
Angebot der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle) sind bestens geeignet, die Telefon- 
Sprechstunde bekannt zu machen. 
M Ein Infostand am Wochenende vorher 
und nachher. Das unterstützt die Aktion 
nachhaltig. Hier sollte auch das aktuelle 
Info-Material der CDU vorliegen. 

Für den Info-Stand: Flugblatt 
als reproreife Druckvorlage 
„Alles über den Komposthaufen 
im eigenen Garten" 

(02 28) 54 44 77 

Auch Bäume brauchen Luft 
zum Leben 
Nach den letzten Frosttagen ist es höch- 
ste Zeit, die Pflanzflächen rund um 
unsere Straßenbäume aufzulockern und 
vielleicht auch mit Bodendeckern zu 
bepflanzen. In vielen Gemeinden wird 
auf diesen Flächen im späten Frühjahr 
Wildkräutersamen ausgesät — im Som- 
mer dann ein bunter Blickfang im Stra- 
ßenbild. Der CDU-Ortsverband könnte 
z. B. die Patenschaft für einen bisher ver- 
nachlässigten Straßenzug übernehmen. 

Platz ist überall - 
Feuchtbiotop hilft der Umwelt 
An öffentlichen Gebäuden, wie z. B. 
Schulen, ist ein fachgerecht gestalteter 
Teich nicht nur optisch eine Bereiche- 
rung. 
Aber auch wenn eine Neuplanung nicht 
•uöglich ist: Nach der kalten Jahreszeit 
hat sich an stehenden und fließenden 
Gewässern genug Unrat angesammelt, 
der eine Säuberungsaktion rechtfertigt. 

Folgende Materialien bietet die CDU- 

Bundesgeschäftsstelle Ihnen unter dem 

Thema: „Mit uns für eine lebenswerte Um- 

welt" für Ihre Aktionen zusätzlich an: 

Ein 
Ratgeber, 
der 
zahlreiche 
weitere 
Aktions- 
möglich- 
keiten 
aufzeigt! 

Handbuch: 
Umweltaktionen von A bis Z 
Bestell.-Nr.:3670 
Mindestabnahme: 10 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
7,- DM + MWSt. 

Rahmenflugblatt DIN A4 
„Mit uns für eine lebenswerte Umwelt" 
Bestell.-Nr.: 1695 
Mindestabnahme: 500 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
25,- DM + MWSt. 

Rahmenplakat DIN Al 
„Mit uns für eine lebenswerte Umwelt" 
Bestell.-Nr.: 8695 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
20,- DM -I- MWSt. 

Bestellungen an 

IS-Versandzentrum, 
Postfach 1328, 4804 Versmold 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Wir senken 
die Steuern 
10 Pluspunkte 
der Steuerreform 

CDU 

Mehr Wachstum 
und Wohlstand 

Neue Arbeitsplatze 

Mehr Kaufkraft 
Entlastung 

niedriger Einkommen 
Entlastung 

der Familien 
Entlastung 

des Mittelstandes 
Leistung lohnt 

wieder 
Stabilisierung 

der Weltwirtschaft 
Überschaubares 

Steuersystem 
Abbau 

direkter Steuern 

U 

Taschenbroschüre Bestell-Nr.: 2008 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 11,— DM 
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